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Im Frühjahr 2022 finden im Zeitraum vom 1. März bis 31. 
Mai gem. § 13 BetrVG die nächsten regelmäßigen Be-
triebsratswahlen statt. Bei den – langsam beginnenden – 
Vorbereitungen auf diese Wahlen sind dabei die durch das 
am 18. Juni 2021 in Kraft getretene Betriebsrätemoderni-
sierungsgesetz eingeführten Änderungen zu beachten. 
Neben weiteren Mitbestimmungsrechten für Betriebsräte 
hat der Gesetzgeber mit dem Betriebsrätemodernisie-
rungsgesetz insbesondere eine Vereinfachung sowohl des 
Wahlverfahrens als auch des Verfahrens bei Gründung 
von Betriebsräten vorgenommen. Diese Änderungen wir-
ken sich wie folgt auf das Wahlverfahren aus: 
 
I. Bestellung des Wahlvorstandes und Initiierung 
der Betriebsratswahl 
 
Die Vorbereitung zur Betriebsratswahl beginnt – unabhän-
gig davon, welches Wahlverfahren durchzuführen ist – mit 
der Bestellung des Wahlvorstandes nach §§ 16,17 Be-
trVG. Soweit innerhalb des jeweiligen Betriebes bereits ein 
Betriebsrat besteht, bestellt dieser den Wahlvorstand. In 
anderen Betrieben erhöht das Betriebsrätemodernisie-
rungsgesetz nun den Schutz der Arbeitnehmer, die Vorbe-
reitungshandlungen zur Errichtung eines Betriebsrates 
vornehmen. Den jeweiligen Arbeitnehmern wird die Mög-
lichkeit gegeben, eine öffentlich beglaubigte Erklärung ab-
zugeben, in der sie erklären, dass sie die Gründung eines 
Betriebsrates beabsichtigen. Tun sie dies, ist eine perso-
nen- oder verhaltensbedingte Kündigung dieser Personen 
gem. § 15 Abs. 3b KSchG unzulässig, es sei denn, sie 
könnten außerordentlich gekündigt werden. Auch wenn 
hier fraglich sein dürfte, wie realistisch es ist, dass ein Ar-
beitnehmer, der die Gründung eines Betriebsrates plant, 
dies zunächst öffentlich beglaubigt erklärt, wird der Kündi-
gungsschutz im Zusammenhang mit Betriebsratsgründun-
gen so doch erheblich ausgeweitet. 
 
II. Wahlverfahren und Wahlberechtigung 
 
Wie die Betriebsratswahl dann im Detail vorzubereiten und 
durchzuführen ist, hängt maßgeblich davon ab, welches 
Wahlverfahren anzuwenden ist. Unterschieden wird dabei  
 

 
 
zwischen dem normalen und dem vereinfachten Wahlver-
fahren, das in § 14a BetrVG geregelt ist. Dabei unterschei-
det sich das vereinfachte Wahlverfahren vor allem dadurch 
von dem normalen Wahlverfahren, dass die Wahl mit ver-
kürzten Fristen und im Rahmen einer Wahlversammlung 
statt einer Urnenwahl durchgeführt wird. Welches Wahl-
verfahren angewandt wird, ist wiederum von der Anzahl 
der wahlberechtigten Arbeitnehmer im Betrieb abhängig. 
Diese Grenzen hat der Gesetzgeber mit dem Betriebsrä-
temodernisierungsgesetz nun zugunsten des vereinfach-
ten Wahlverfahrens ausgeweitet.  
 
Während das vereinfachte Wahlverfahren bislang bei 5 bis 
50 wahlberechtigten Arbeitnehmern im Betrieb verpflich-
tend durchzuführen war und bei 51 bis 100 Arbeitnehmern 
in Absprache mit dem Arbeitgeber gewählt werden konnte, 
ist das verpflichtend durchzuführende vereinfachte Wahl-
verfahren nun auf Betriebe mit bis zu 100 Arbeitnehmern 
ausgeweitet worden. Die Wahlmöglichkeit zwischen ver-
einfachtem und normalem Wahlverfahren besteht nun in 
Betrieben bis zu 200 Arbeitnehmern, während das nor-
male Wahlverfahren erst ab dem 201. Arbeitnehmer im Be-
trieb durchzuführen ist. 
 
Diese Erweiterungen werden in minimalem Rahmen 
dadurch ausgeglichen, dass der Gesetzgeber zeitgleich 
die Altersgrenze zur Wahlberechtigung der Betriebsrats-
wahlen heruntergesetzt hat, sodass nach § 7 BetrVG nun 
bereits 16-jährige Arbeitnehmer zur Wahl berechtigt sind. 
 
III. Wählerliste und Aushang Wahlausschreiben 
 
Zur Vorbereitung des Wahlverfahrens hat der Wahlvor-
stand nach § 2 WO die Wählerliste zu erstellen. Hierfür 
muss der Arbeitgeber dem Wahlvorstand alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen, damit der Wahlvorstand diese 
Wählerliste richtig erstellen kann. Ist die Wählerliste un-
richtig, kann die Betriebsratswahl gem. § 19 BetrVG ange-
fochten werden. Um diese Anfechtungsmöglichkeit zu be-
schränken, hat der Gesetzgeber nun in § 19 Abs. 3 BetrVG 
zusätzliche Voraussetzungen für die Anfechtung geschaf-
fen: Der Arbeitgeber kann die Betriebsratswahl wegen ei-
ner unrichtigen Wählerliste dann nicht mehr anfechten, 

Vorbereitung der Betriebsratswahlen 2022 – Änderungen durch das Be-
triebsrätemodernisierungsgesetz 
 
 
Sandra Felicia Schramm 

https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__13.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__16.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__17.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__17.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kschg/__15.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__14a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvgdv1wo/__2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__19.html


 

 

LEGAL UPDATE 

2 

wenn die Unrichtigkeit auf seinen eigenen Angaben be-
ruhte. Wahlberechtigte Arbeitnehmer hingegen können die 
Betriebsratswahl wegen einer unrichtigen Wählerliste nur 
noch dann anfechten, wenn sie gem. § 4 WO innerhalb von 
zwei Wochen nach Erlass des Wahlausschreibens die Un-
richtigkeit der Wählerliste gerügt haben. 
 
IV. Wahlvorschläge 
 
Schließlich wird auch die Möglichkeit, Wahlvorschläge zu 
machen, erleichtert. Nach § 14 BetrVG konnten Wahlvor-
schläge bislang nur berücksichtigt werden, wenn durch 
eine bestimmte Anzahl von Stützunterschriften der Rück-
halt unter den wahlberechtigten Arbeitnehmern für den je-
weiligen Wahlvorschlag belegt wurde. In Betrieben mit bis 
zu 20 Arbeitnehmern waren hierfür in der Vergangenheit 

zwei Stützunterschriften erforderlich. Dies ist ersatzlos ent-
fallen. In Betrieben mit 21 bis 100 Arbeitnehmern wurde 
die bisherige Regel, dass 1/20tel der Arbeitnehmer, jeden-
falls aber drei Personen, zur Stützunterschrift erforderlich 
waren, auf pauschal zwei erforderliche Arbeitnehmer her-
abgesetzt. In Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern 
ändert sich nichts; min. 1/20tel der Belegschaft, maximal 
aber 50 Arbeitnehmer müssen den Wahlvorschlag durch 
ihre Stützunterschrift unterstützen.   
 
Für eine Vielzahl von Betrieben werden die nächsten Be-
triebsratswahlen daher – im Vergleich zu vergangenen 
Wahlen – mit nennenswerten Änderungen durchzuführen 
sein. Diese Änderungen sollten für einen möglichst rei-
bungslosen Ablauf der Wahlen führen, die frühzeitig und 
mit Bedacht entsprechend vorbereitet werden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis  
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren 
gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorin Sandra Felicia Schramm unter +49 40 500360 765 oder SSchramm@GOERG.de an.  
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BERLIN  
Kantstraße 164, 10623 Berlin 
Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0  
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Ulmenstraße 30, 60325 Frankfurt am Main 
Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27 
 
HAMBURG 
Alter Wall 20 – 22, 20457 Hamburg 
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99 
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Kennedyplatz 2, 50679 Köln  
Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80 
 
MÜNCHEN  
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